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11 -;f,fH der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 

des Nationalrates XVI. Gesetzgebungsperiode 

ANTRAG Prä. : 1984 -03- 2 8 

der Abgeordneten Dr. Nowotny, Eigruber 

und Genossen 

No. 89tH 

betreffend ein Bundesgesetz mit dem das Pensionsgesetz 1965 

und die Bundesforste-Dienstordnung geändert werden. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz vom ..•.......... , mit dem das Pensions­

gesetz 1965 und die Bundesforste-Dienstordnung geändert 

werden. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Pensionsgesetz 1965, BGB1,Nr. 340, in der Fassung der 

Bundesgesetze BGB1.Nr. 200/1Q69, 226[1970,216/1972,320/1973, 
393/1974, des Artikels XXI des Bundesgesetzes BGB1,Nr. 280/1978 
sowie der Bundesgesetze BGB1.Nr, 104/1979 und 558[1980 wird wie 
folgt geändert: 

Nach d~m ~ 40 wird.fölgender ~ 40a etngefügt~ 
"Ruhen monatl i'ch wi'ederRel:i.render Geldleistungen 

§ 40a. (1) Bezteht der Beamte oder dte wttwe aus ei'ner gleichzeitig 
ausgeübten Erwerostättgkei't ein ErwerB'seinkommen, so ruht der 
Ruhe- oder Versorgungsbezug bis zum Betrag des halben Anfangs­
gehaltes der Verwendungsgruppe E tnsoweit, als das für den Kalender­
monat geoührende Erwerbsei'nkommen des Beamten 50 vH, das der Witwe. 
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75 vH des Anfangsgehaltes der Verwendungsgruppe E übersteigt. Das 
Ruhen tritt überdies höchstens in dem Ausmaß ein~ in dem die Summe 
aus Ruhe~ oder Versorgungsbezug und Erwerbseinkomrnen Beim-Beamten 
100 vH und bei .der Witwe 150 vH des Anfangsgehaltes der Verwendungs­
gruppe E übersteigt. 

(2) Vom Erwerbseinkommen sind rur jedes Kind~ rur das dem 
Beamten oder der Witwe ein Steigerungsoetrag der Haushaltszulage . 
gebührt, 20 vH des Anfangsgenaltes der Verwendungsgruppe"E abzusetzen. 
Gleiches gilt, wenn ein Steigerungsbetrag nur deshalb nicht 

I 

gebührt, weil das Kind Anspruch auf Waisenversorgung hat. 

C3} Bei Anwendung des Abs. 1 sind die Haushaltszulage und 
die Hilflosenzulage außer Betracht zu lassen. 

(4) Gebühren gleichzeitig ein Ruhe- und ein Witwenversorgungs­
bezug nach diesem Bundesgesetz, dann tritt das Ruhen nur beim Ruhebezug 
ein. 

(5) Die Abs. 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, 
a) wenn gleichzeitig Anspruch auf eine Pension aus der 

gesetzlichen Sozialversicherung besteht und diese 

• 

Pension wegen etnes Erwerbseinkommens zum Teil oder zur Gänze 
ruht oder 

b) wenn gleichzeitig Anspruch auf eine höhere Pension 
aufgrund pensionsrechtlicher Vorschriften einer anderen 
Geoiet~körperschaft oder der österreichiscnen Bundes-
oatrnen oesteht und di'ese Pensi'on wegen eines Erwerbseinkommens 

zum Tetl oder zur Gänze ruht. 

(6) Erwerösein~ommen g::r.'äl3 ~bSr 1 und 2 ist" 
a) tYet einer unselbständigen Erwerbstätigkeit das aus 

dteser Tättgkett gebührende "~ntgelts jedoch 

ntcht-aezüge~: di"e für einen größeren Zeitraum als den 
Kq lendermonat gebübren (z.B. 13. oder 14. Monatsbezug, 

Sonderzahlungen, Belohnungen), 
b) bei einer selbständigen Erwerbstätigkeit je Kalendermonat 

ein Zwölf tel des im selöen Kalenderjahr aus dieser 
Tätigkeit bezogenen Einkommens; solange das Jahresein-
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kommen nicht feststeht, ist das Einkommen des vorletzten 
Kalenderjahres heranzuziehen, es sei denn, daß die 

selbständige Erwerbstätigkeit" später aufgenommen wurde 

oder der Beamte (die Witwe) glaubhaft macht, daß die 

Höhe des Einkommens im laufenden Kalenderjahr entscheidend 

von der des vorletzten Kalenderjahres abweichen wird. ~ 

Artikel 11 

Die Bundesforste-Dienstordnung, BGBl. Nr. 201/1969, 

zuletzt geändert durch Artikel 11 des Bundesgesetzes BGBl. 

Nr. 657/1983, wird wie folgt geändert: ~ 

1. § 61 Abs. 1 und 2 (e.r.h2.lt folgende Fassung: 

"(1) Der Zuschuß für den Bediensteten gebührt in der 

Höhe jenes Betrages, um den die Pension aus der gesetz~ 

lichen Pensions versicherung abzüglich eines allfälligen 

Ruhensbetrages und zuzüglich allf~lliger Kinderzuschüsse 

hinter deo nach § 62 ermittelten Vergleichsruhegenuß zu-

=-"'-~~,,=-,~"." ;>:;Zügli-ch7::eTner"C'all f~Tlig'en Haushai tsz·u1.a~te r" einer allfälligen­

nach § 62 a ermittelten Nebengebührenzulage zum Vergleichs­

ruhegenuß und einer allfälligen Teuerungszulage zurück­

bleibt. Pensionsleistungen auf Grund einer freiwilligen 

Höherversicherung bleiben hiebei außer Betracht. 

(2) Der Zuschuß für die Witwe gebührt in der Höhe 

jenes Betrages, u~ den die Pension aus der gesetzlichen 

Pensionsversicherung abzüglich eines allfälligen Ruhensbe­

trages hinter dem nach § 62 er~ittelten Vergleichsversorgungs­

ge nuß zuzüglich einer allf3lligen Haushaltszulage, einer 

allfälligen nach § 62 a er~ittelten Nebengebührenzulage zu~ 

Vergleichsversorgungsge~uß und einer allfälligen Teuerungs­

zulage zurückbleit.':.." 

2. § 62 Abs. 1 ers~er Satz 'e~hält folgende Fassung: 

liDer Vergleic!1sruhegerluß (Vergleichsversorgungsgenu3) 

ist nach Maßgabe der Bestimmungen der Abs. 2 bis 6 nach den 

für die Bundesbear.,t.en jeHeils geltenden gesetzlichen Bestim-
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mungen zu ermitteln, wobei § 40 a P~nsionsge5etz 1965 
mit Ausnahme des Abs. 5 anzuwenden ist." 

Artikel III 

(1) Dieses Bundesgesetz tr~tt ~it 1. Juli 1984 in 

Kraft. 

(2) Für Personen, die bereits vor dem 1. Juli 1984 
Anspruch auf Pensionsversorgung ge~abt haben, treten Art. I und II 

mit 1. Jänner 1985 in Kraft. 

(3) Mit der Vollziehung diese3 Bundesgesetzes ist 

die Bundesregierung, in Angelegenh~iten jedqch, die 

den Wirkungsbereich eines Bundes~i~isters betreffen, die­

ser Bundesminister betraut. 
! 

- - - - - - - -• • • • • QII • • • 

In formeller Hinsicht wird beantragt diesen Antrag dem 

Finanz- und BUdgetausschuß zuzuweisen. 
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Beg r ü n dun g 

Die PensioneIl d!23 weitaus überwiegendeIl Teiles der Pensionisten sind durch 

das Allgernein.e &Jzialversicherl...li1gsgesetz (ASVG) geregelt. Das ASVG ist -

von einzelnen seiner BestimTlwegen abgese..1!en - mit 1. Jänner 1956 in Kraft 

getreten und ent:tält seit diesem Zeitpunkt im § 94 Ruhensbestirrmungen. Schon 

seit daJI1als nehr:en daher Pensionisten, die neben ihrer Pe..'1sion ein E:rwerbsein­

kommen beziehen, das einen best.irrmte..TJ. Betrag übersteigt, eine Kürzung ilrrer 

Pension in Kauf. Diese RegelUtl.g bezweckt einerseits y daß Pensionisten, sofern ilrr 

Erwerbseinkornrren ein gewisses Ausmaß übersteigt, entweder sich einer mnfang­

reicheren Berufstätigkeit neben der Pension e..11.thalten, wodurch vorhandene 

Arbeitsplätze fl~· Arbeitssuche..nde frei werden. Andererseits wird durch das 

Ruhen eines Teil~s der Pension i:.Ll Falle umfangreicherer Beschäftigungen der 

Haushalt der Pen3ion~versicherungsträger l...md da~t mittelbar auch jener des 

Bundes entlastet. Dadurch ;,,,erden aber auch Mi ttel frei, die für die Schaffung 

neuer Arbeitsplätze verwendet \.verden können. Tn der gegenwärtigen Wirtschafts­

krise, die österreich aufg:cund der vorausschauenden Politik der Bundesregierung 

unter allen Indu:;triestaaten ztuetzt getroffe....'L hat, muß die Hauptsorge der 

Bekämpfung der lrbeitslosigkeit LInd der SicherLIng der Pensionsversorgung der 

älteren Ge..TJ.eration f1.ach Ausscheide....TJ. aus dem Berufsleben gelten. Es ist daher 

ein sachlich und rroralisch gebotener Akt der Solidarität, daß auch die Bundes­

pensionism'l., ähnlich ",ne jene gemäß dem ASI/G seit nunmehr 28 Jahren, einen 

Beitrag zur AIbeitsplatzproblEClllatÜ: leisten. Dies soll durch den gegenständ­

lichen l\n:-rag gE3chehe...Tl. 

Es wurde da.her versucht r in Verh3.11dl1..L."lge....11. mit den vier GewerkSchaften des 

öffentlichen Dienstes Ein.vernehrnen über die Einführung von Ruhensbe-

stin1ITIlmgen herzustellen. Dies ist mit drei Gewerkschaften auch gelungen. Die 

vierte, die Gewerkschaft öffentlicher Dienst hat Verhand1\ID.gen über 

den Inhalt solcher Ruhensbestimmungen abgelehnt l vor allem mit dem Hinweis, 

daß dies der erste Schritt seil die Eigenständigkeit des Pensionsrechtes der 

Beamten abzubauen. Dies eIltbe...l-Lrt jeder Grundlage. Die Einführung von Ruhens­

bestirmrungen v deren Zweck, lilie bereits ausgeführt, einzig darin liegt, Arbeits­

plätze zu schaffen bzw. lvjittel für zu schaffende Arbeitsplätze frei zu bekornren, 

stellt ei.t1e isolierte 1'1aßnahrre darF eUe in keLT1er Weise die Eigenständigkeit 

des Pensionsrechtes der BUl1desbeamten zu beeinträchtigen verrr.ag. Vielnehr liegen 
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eindeutige Erklärungen der Bundesregierung vor, die den Fortbestand des eingen­

ständigen Pensionsrechtes der Bundesbeamten garantiereni diese Garantie wird 

seitens der antragsrellenden Fraktionen aus gegebenem Anlaß erneuert und be­

kräftigt. 

Zu den einzelnen Bestimmungen 

Der Entwurf ist im wesentlichen dem § 94 ASVG nachgebildet. 

Das Ausmaß des Erwerbseinkommens, das das Ruhen bewirkt, und 

das Höchstausmaß eines allfälligen Ruhensbetrages wurden 

jedoch - dem System des Pensionsrechtes der Bundesbeamten 

entsprechend - nicht in festen Größen, sondern in Prozentsätzen 

des Anfanggehaltes der Verwendungsgruppe E ausgedrückt. 

Der Entwurf enthält ferner nähere Regelungen für Fälle des 

Zusammentreffens eines Ruhe- und eines Witwenversorgungsbezuges 

nach dem Pensionsgesetz 1965 sowie eines gleichzeitigen An­

spruches auf eine Pension aus der gesetzlichen Sozialver­

sicherung oder auf eine höhere Pension aufgrund pensionsrecht­

licher Vorschriften einer anderen Gebietskörperschaft oder der 

Österreichischen Bundesbahnen, wenn diese Pension wegen eines 

Erwerbseinkommens zum Teil oder zur Gänze ruht: Dabei soll 

vermieden werden, daß ein für einen bestimmten Zeitraum 

gebührendes Erwerbseinkommen unter Umständen ein mehrfaches 

Ruhen bewirkt. 

Der Begriff des Erwerbseinkommens ist im wesentlichen jenem des 

§ 94 Abs. 2 ASVG nachgebildet. 

Personen, die am 1. Juli 1984 bereits einen Anspruch auf 

Pensionsversorgung nach dem Pensionsgesetz 1965 haben, soll 

durch eine Übergangsregelung Zeit gegeben werden, eine 

bestehende Erwerbstätigkeit eventuell aufzugeben: für diesen 

Personenkreis sollen _die Ruhensbestimmungen erst mit 1. Jänner 

1985 in Kraft treten. 
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Nach § 62 der Bundesforste-Dienstordnung ist der Vergleichsruhe­

genuß (Vergleichsversorgungsgenuß) grundsätzlich nach den für die 

Bundesbeamten jeweils geltenden gesetzlichen Bestimmungen zu er­

mitteln. In Hinkunft werden daher bei der Ermittlung des Vergleichs­

ruhegenusses (Vergleichsversorgungsgenusses) die ab 1. Juli 1984 

für die Bundesbeamten geltenden Ruhensbestimmungen zu berücksichtigen 

sein. Dem wird durch die vorgesehenen Änderungen der Bundesforste­

Dienstordnung durch Artikel 11 Rechnung getragen. 

Die Antragsteller haben die feste Absicht, die Ruhensbestimmungen 

für Bundesbedienstete auf Bezieher von Bezügen gemäß dem Bezügegesetz 

zu übertragen. Diese Weiterentwicklung des Bezügegesetzes soll, der 

bisherigen Gepflogenheit folgend, nach Gesprächen zwischen allen 

Nationalratsfraktionen im Wege eines Beschlusses des zuständigen 

Ausschusses dem Nationalrat zur Beschlußfassung vorgelegt werden. 
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